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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hart-
mann, Christine Kamm, Thomas Gehring, Ulrike 
Gote, Verena Osgyan, Katharina Schulze, Kerstin 
Celina, Dr. Sepp Dürr, Markus Ganserer, Ulrich 
Leiner, Dr. Christian Magerl, Jürgen Mistol, Tho-
mas Mütze, Gisela Sengl, Claudia Stamm, Rosi 
Steinberger, Martin Stümpfig und Fraktion (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Bürgerkriegsflüchtlinge schützen – Landesauf-
nahmeanordnung für Familienangehörige von in 
Bayern lebenden syrischen Staatsangehörigen 
erlassen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, eine Aufnah-
meanordnung für Familienangehörige von in Bayern 
lebenden syrischen Staatsangehörigen nach § 23 
Abs.1 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) zu erlas-
sen, mit dem Ziel, die Ermessensspielräume für die 
Gewährung von Aufenthaltstiteln aus humanitären 
Gründen großzügig auszuschöpfen. 

Dabei sollen folgende Punkte besondere Beachtung 
finden: 

1. Auf eine Erklärung nach § 68 AufenthG, dass die 
hier lebenden Verwandten für den Lebensunter-
halt der Zureisenden bürgen, wird verzichtet.  

2. Auch staatenlosen Flüchtlingen, die aus dem syri-
schen Bürgerkriegsgebiet geflohen sind, wird der 
Erhalt von Aufenthaltserlaubnissen ermöglicht.  

3. Die betroffenen Flüchtlinge werden nicht aufgefor-
dert, vor Einreise eine Krankenversicherung nach-
zuweisen. Die Betroffenen haben danach An-
spruch auf Krankenversorgung nach §§ 4 und 6 
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG). 

4. Berücksichtigt werden Verwandte bis zum vierten 
Verwandtschaftsgrad.  

5. Darüber hinaus werden weitere Personensorge-
berechtigte minderjähriger Kinder berücksichtigt.  

6. Es erfolgt keine zahlenmäßige Begrenzung der 
aufzunehmenden Personen. 

Begründung:  

In den Nachbarländern Syriens befinden sich im Mo-
ment ca. 2 Mio. Menschen auf der Flucht vor dem 
Bürgerkrieg in Syrien. Bisher ist Bayern nur minimal 
seiner humanitären Verantwortung nachgekommen. 
Im Rahmen des Bundeskontingents nimmt Nordrhein-
Westfalen deutlich mehr Bürgerkriegsflüchtlinge aus 
Syrien auf. Die derzeitigen hohen Hürden verhindern 
für viele aus Syrien stammenden Bürgerinnen und 
Bürger in Bayern, dass sie ihre Verwandten aus den 
Kriegsgebieten in Sicherheit bei sich aufnehmen kön-
nen. Darum ist sicherzustellen, dass beim Erlass einer 
Landesaufnahmeverordnung auf bürokratische Hür-
den, wie die Erklärung zum Lebensunterhalt nach 
§ 68 AufenthG, verzichtet wird.  

Im Bundestag haben auch die Fraktionen von CDU 
und CSU einen interfraktionellen Antrag verabschie-
det, in dem die Bundesländer dazu aufgefordert wer-
den, „die Auslegungs- und Ermessensspielräume für 
die Gewährung von Aufenthaltstiteln großzügig aus-
zuschöpfen“. Den Bundesländern wird nach § 23 Abs. 
1 AufenthG die Möglichkeit eröffnet, in Ergänzung der 
Aufnahmeanordnung des Bundes, eigene Auf-
nahmeanordnungen für Familienangehörige von Sy-
rern zu erlassen. Von dieser Empfehlung haben mitt-
lerweile bis auf Bayern alle anderen Bundesländer 
Gebrauch gemacht und eigene Landesaufnahmeord-
nungen erlassen. 


